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Beschluss
des Bundesrates

Entschließung des Bundesrates - Geburtshilfe vor Ort stärken

Der Bundesrat hat in seiner 983. Sitzung am 29. November 2019 die aus der Anlage 

ersichtliche Entschließung gefasst.
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Anlage

Entschließung des Bundesrates - Geburtshilfe vor Ort stärken

1. Der Bundesrat stellt fest, dass Hebammen und Gynäkologinnen und Gynäkolo-

gen einen wichtigen Beitrag für die medizinische Versorgung von Schwange-

ren, jungen Müttern und Neugeborenen wahrnehmen. Aus diesem Grund ist ei-

ne gute und ausreichende Versorgung vor Ort besonders wichtig. 

2. Der Bundesrat unterstreicht die Notwendigkeit, die Arbeitsbedingungen in der 

Geburtshilfe zu verbessern. Dazu zählen insbesondere angemessene und trans-

parente Betreuungsschlüssel während der Geburt sowie rechtliche Qualitäts-

standards durch regelmäßige Fortbildungen.

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, den Sicherstellungszuschlag für 

Hebammen zeitnah zu evaluieren.

4. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, zeitnah einen Gesetzentwurf 

zur Stärkung der Geburtshilfe vorzulegen, um die Arbeitsbedingungen und die 

Personalausstattung im Bereich der Geburtshilfe zu verbessern. 

5. Der Bundesrat bittet im Rahmen der Erarbeitung eines solchen Gesetzentwurfs 

entsprechend seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 

des Pflegepersonals vom 21. September 2018 (vgl. BR-Drucksache 376/18 (Be-

schluss), Ziffer 37) zu prüfen, ob und wie: 

– die geplante vollständige Refinanzierung jeder zusätzlichen und jeder auf-

gestockten Pflegestelle am Bett ebenso für die Hebammenstellen im Kreiß-

saal ermöglicht werden kann; 

– die angestellten Hebammen in die für die Pflege vorgesehene vollständige 

Refinanzierung von Tarifsteigerungen einbezogen werden können;
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– die für das Jahr 2020 vorgesehene Bereinigung der DRG‘s um die Pflege-

personalkosten und die Einführung neuer Pflegebudgets, mit der den Kran-

kenhäusern die tatsächlichen Kosten der Pflege erstattet werden sollen, in 

analoger Weise auch auf den Hebammenbereich übertragen werden kön-

nen;

– der Auftrag an die Vertragspartner sowie an das Institut für das Entgeltsys-

tem im Krankenhaus, bis zum Jahr 2020 die Grundlagen für und die Umset-

zung eines neuen Finanzierungskonzeptes zu erarbeiten, um die Hebammen 

erweitert werden kann.

Begründung: 

Zu Nummer 1:  

In Deutschland kommen mehr als 98 Prozent der Kinder im Krankenhaus zur 
Welt; zudem steigen seit einiger Zeit die Geburtenzahlen wieder deutlich an. 
Die geburtshilfliche Versorgung hat daher einen großen und wachsenden Stel-
lenwert. Dabei kommt der Versorgung durch Hebammen und Gynäkologinnen 
und Gynäkologen eine zentrale Bedeutung zu. Gleichzeitig ist aber festzustel-
len, dass in den vergangenen Jahren zahlreiche Geburtshilfen geschlossen wur-
den. Fast jedes zweite Krankenhaus mit einer Geburtshilfeabteilung hat 
Schwierigkeiten, offene Hebammenstellen zu besetzen. Es gibt zu wenige 
Hebammen-Planstellen in den Kreißsälen, um eine angemessene Hebammen-
betreuung während der Geburt sicherzustellen. Zusätzlich können im Durch-
schnitt schon jetzt in jedem Kreißsaal 1,6 Hebammen-Planstellen nicht besetzt 
werden. 

Zu Nummer 2:  

Infolge der Personalsituation werden häufig zwei, drei oder noch mehr Gebä-
rende zeitgleich von einer einzelnen Hebamme betreut, wie unter anderem in 
einem Bericht des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages 
festgestellt wird. Dies hat negative Auswirkungen auf die Arbeitszufriedenheit 
der Beschäftigten und gefährdet potenziell auch die Patientinnen- und Patien-
tensicherheit. Daher müssen die Arbeitsbedingungen von Hebammen dringend 
verbessert werden. Darüber hinaus ist der regelmäßige Besuch von Fortbildun-
gen unerlässlich. 

Zu Nummer 3:  

Bereits im Rahmen der 91. Gesundheitsministerkonferenz (GMK) 2018 am 
20./21. Juni 2018 in Düsseldorf haben die Ministerinnen und Minister, Senato-
rinnen und Senatoren für Gesundheit der Länder das Bundesministerium für 
Gesundheit aufgefordert, eine Evaluation der Wirksamkeit des Sicherstellungs-
zuschlags zum Ausgleich der Berufshaftpflichtversicherung für Hebammen in 
Auftrag zu geben, um der Frage nachzugehen, ob das derzeitige Verfahren ge-
eignet ist, über das Niveau des Sicherstellungszuschlags die steigenden Haft-
pflichtprämien aufzufangen.  
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Die von der GMK geforderte Evaluation der Wirksamkeit des Sicherstellungs-
zuschlags liegt indes bisher nicht vor. Die Entwicklung der Haftpflichtproble-
matik sollte weiterhin aufmerksam verfolgt werden. Es besteht ohne eine um-
fassende Evaluation die Befürchtung, dass die bisherigen Regelungen nicht ge-
eignet sind, das Problem der existenzgefährdenden Belastung der Hebammen 
durch drastisch steigende Haftpflichtprämien in ausreichendem Maße zu lösen.  

Zu Nummer 4 und 5:  

Vor dem Hintergrund der unzureichenden Personalausstattung in den Kliniken 
sind dringend Maßnahmen des Bundesgesetzgebers erforderlich, um die Ar-
beitsbedingungen in der Geburtshilfe zu verbessern.  

Mit einem besseren Personalschlüssel für Hebammen, der sich an den Bedürf-
nissen der Frauen und Kinder orientiert, wird die Arbeit in der klinischen Ge-
burtshilfe für Hebammen wieder attraktiver und der Personalmangel kann da-
mit effektiv bekämpft werden. Ein weiterer Ansatzpunkt könnte sein, Hebam-
men zum Beispiel von Dokumentations- und Verwaltungsaufgaben zu entlas-
ten. Dies könnte in Modellvorhaben erprobt werden. 

Vor dem Hintergrund der benannten Probleme in der stationären Hebam-
menversorgung würde eine Ausweitung der Regelungen des Pflegepersonal-
Stärkungsgesetzes auf angestellte Hebammen zu einer nachhaltig spürbaren 
Entlastung und Sicherstellung der Versorgung in der Geburtshilfe führen, da 
hieraus unmittelbar der Anreiz einer vermehrten Einstellung von Hebammen 
und damit ein besserer Betreuungsschlüssel für die werdenden Mütter folgt. 
Zur Verbesserung der Stellensituation müssen die Tarifsteigerungen für Heb-
ammen vollständig von den Kostenträgern refinanziert werden. 

Eine noch weitergehende Reduzierung der klinischen Geburtshilfen lässt be-
fürchten, dass die flächendeckende Versorgung nicht mehr gewährleistet wer-
den kann. Dies könnte bei einer signifikanten Zahl von Schwangeren dazu füh-
ren, dass die vom Gemeinsamen Bundesausschuss festgelegte Transportentfer-
nung zur nächstgelegenen Geburtshilfe von 40 Minuten überschritten würde. 
Der vorzulegende Gesetzentwurf der Bundesregierung muss daher nachhaltig 
dazu beitragen, die klinischen Geburtshilfen zu stabilisieren, nicht zuletzt um 
gleichwertige Lebensverhältnisse auch in ländlichen Regionen gewährleisten 
zu können.
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